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Einwilligung zur Anfertigung und Verwendung, 
Veröffentlichung, Weitergabe von Bildnissen (Fotos, Videos) 
Der ASB Bremen beabsichtigt Fotos und Videos von Ihnen auf einer Wunschfahrt 
erstellen zu lassen. 

1.  Hiermit willige ich in die Anfertigung von Bildnissen, insbesondere in Form von Gruppen- 
und Einzelfotos oder Veranstaltungsfotos, durch die Mitarbeiter/innen des Unternehmens 
oder einen von diesem oder Medienvertretern beauftragten Fotografen/Produktionsfirma 
ein. 

2. Darüber hinaus willige ich ein, dass die in Punkt 1 genannten Bildnisse vom Unternehmen 
für eigene Zwecke gespeichert und für folgende Zwecke weiterverwendet werden dürfen: 

§ zur Berichterstattung über das Projekt oder bei Veranstaltungen des ASB in 
öffentlichen Medien sowie Printmedien, wie z.B. in Broschüren, Flyern, 
Wandzeitungen, 

§ im den Internetauftritten des ASB Bremen 
§ in Social-Media-Auftritten des ASB (derzeit: Facebook / Instagram / WhatsApp) 
§ als Ansprechpartner in gedruckten oder im Internet veröffentlichten Stellenanzeigen 

(z.B. in Online-Stellenbörsen, Bundesagentur für Arbeit, Jobcenter) 
§ zur kontrollierten Weitergabe an die Presse zur Berichterstattung über das 

Unternehmen oder Veranstaltungen des ASB, 
§ Weitergabe an Dritte zur nicht kommerziellen Nutzung (z.B. Presse, Stellenbörsen, 

Jobcenter, Bundesagentur für Arbeit) 
§ Im firmeneigenen Intranet und E-Mail-Newsletter 

Der ASB weist darauf hin, dass im Internet veröffentlichte Fotos weltweit abrufbar sind. Eine 
Weiterverwendung von Fotos und Aufnahmen durch unbefugte Dritte während des 
Beschäftigungsverhältnisses und darüber kann daher nicht generell ausgeschlossen 
werden. 

3. Gleiches gilt für Bildnisse, die ich dem ASB zur Verfügung gestellt habe. 

4. Der ASB verpflichtet sich, die Fotos und Aufnahmen ausschließlich zu Zwecken zu 
nutzen, die im Zusammenhang mit der Arbeit und Aktivitäten des ASB stehen. Die 
Zweckgebundenheit erlischt mit Beendigung des Dienstverhältnisses. 

5. Eine erneute Weitergabe durch den Fotografen bzw. Presse bedürfen einer gesonderten 
Genehmigung. 

6. Die Rechte-Einräumung an den Bildnissen erfolgt ohne Vergütung und umfasst auch das 
Recht zur Bearbeitung der Bildnisse, soweit die Bearbeitung nicht entstellend bzw. 
entwürdigend ist. 



 

 
Stand: 2019-06-05 (Helferbogen Einsatzdienst Wünschewagen) 

Seite 2 von 7 

7. Das Eigentum und die Rechte der Fotos verbleiben beim ASB. Eine Vervielfältigung oder 
anderweitige Nutzung für private und/oder andere berufliche Zwecke ist nur nach vorheriger 
schriftlicher Genehmigung des ASB gestattet. 

8. Die Einwilligung für die Anfertigung und Verwendung von Bildnissen kann jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Im Falle des Widerrufs dürfen bereits 
angefertigte Bildnisse zukünftig nicht mehr für die oben genannten Zwecke verwendet 
werden und sind, soweit möglich, unverzüglich aus den entsprechenden Medien zu löschen. 
Bereits weitergegebene Bildnisse bleiben hiervon unberührt. Soweit die Einwilligung nicht 
widerrufen wird, gilt sie zeitlich unbeschränkt, d.h. auch über das Ende des 
Dienstverhältnisses hinaus. Die Einwilligung ist freiwillig; aus der Verweigerung der 
Einwilligung oder ihrem Widerruf entstehen keine Nachteile. 

Ergänzende Informationen zum Datenschutz gemäß Art. 12ff EU-DSGVO finden Sie anbei 
oder auf unserer Homepage unter www.asb-bremen.de/Datenschutz   
 
 
 

Bremen, den  

Ort / Datum               Unterschrift 
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§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer unbefugt 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen 
Tonträger aufnimmt oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten 
zugänglich macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene 
Wort eines anderen mit einem Abhörgerät abhört oder 

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 
abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut 
oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 

2 Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung 
geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. 
3Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur 
Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer 
verwendet hat, können eingezogen werden. 2§ 74a ist anzuwenden. 

§ 201a Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch 
Bildaufnahmen 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer 

1. von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem 
gegen Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt eine 
Bildaufnahme herstellt oder überträgt und dadurch den 
höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten Person verletzt, 

2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosigkeit einer anderen Person zur 
Schau stellt, unbefugt herstellt oder überträgt und dadurch den 
höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten Person verletzt, 

3. eine durch eine Tat nach den Nummern 1 oder 2 hergestellte 
Bildaufnahme gebraucht oder einer dritten Person zugänglich macht 
oder 

4. eine befugt hergestellte Bildaufnahme der in den Nummern 1 oder 2 
bezeichneten Art wissentlich unbefugt einer dritten Person zugänglich 
macht und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der 
abgebildeten Person verletzt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von einer anderen Person eine 
Bildaufnahme, die geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten Person 
erheblich zu schaden, einer dritten Person zugänglich macht. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer eine Bildaufnahme, die die Nacktheit einer anderen Person 
unter achtzehn Jahren zum Gegenstand hat, 

1. herstellt oder anbietet, um sie einer dritten Person gegen Entgelt zu 
verschaffen, oder 

2. sich oder einer dritten Person gegen Entgelt verschafft. 

(4) Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 3 oder 
Nummer 4, Absatz 2 und 3 gelten nicht für Handlungen, die in 
Wahrnehmung überwiegender berechtigter Interessen erfolgen, 
namentlich der Kunst oder der Wissenschaft, der Forschung oder der 
Lehre, der Berichterstattung über Vorgänge des Zeitgeschehens oder 
der Geschichte oder ähnlichen Zwecken dienen. 

(5) 1Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische 
Mittel, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen 
werden. 2§ 74a ist anzuwenden. 

§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 
persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen 
Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 
Abschlußprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, 
Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, 
vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder 
Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-
, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 
Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für 
Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach 
den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem 
Sozialpädagogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder 
Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder 
anwaltlichen Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 
namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis 
oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem 
Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines 
Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses 
oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder 
als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte 
Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich 
verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet 
worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. 2Einem Geheimnis 
im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht 
anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder 
sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Personen Geheimnisse den bei ihnen 
berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorbereitung auf 
den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. 2Die in den Absätzen 1 
und 2 Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen 
Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit 
mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit der 
sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für 
sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen 
bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den 
Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der 
Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende Person 
oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger 
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Beauftragter für den Datenschutz bekannt geworden ist. 2Ebenso wird 
bestraft, wer 

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge 
getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein 
fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung 
verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die 
selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren 
mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung 
oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis 
offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur 
Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende 
Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person 
sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 
verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er 
von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das 
fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen 
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 331 Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen läßt 
oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 
Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

2 Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht 
von ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die 
zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme 
vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige 
erstattet und sie die Annahme genehmigt. 

§ 332 Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt 
oder annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder 
künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder 
verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 2In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 3Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 
Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und 
dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 2In 
minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige 
Handlung fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, so sind die 
Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen 
gegenüber bereit gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des 
Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen 
Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem 
Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart 
und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Hat der 
Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, 
so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen 
Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes 
oder eines Landes oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit 
der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden 
ist, an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und 
dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der 
Strafprozessordnung genannten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie 
sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veröffentlichung des 
Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren 
Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken. 

(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. 2Die Ermächtigung wird 
erteilt 

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis 
während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein Gesetzgebungsorgan 
des Bundes oder eines Landes bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

2. von der obersten Bundesbehörde 

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis 
während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Behörde oder bei 
einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle 
bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen 
Stelle des Bundes verpflichtet worden ist; 

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 
1 und 2 Nr. 2. 

§ 358 Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer 
Straftat nach den §§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 
348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht die Fähigkeit, 
öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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Verpflichtung auf die Vertraulichkeit 

Stand: Dezember 2017 

Die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften verlangen, dass 
personenbezogene Daten so verarbeitet werden, dass die Rechte der 
durch die Verarbeitung betroffenen Personen auf Vertraulichkeit und 
Integrität ihrer Daten gewährleistet werden. Daher ist es Ihnen auch nur 
gestattet, personenbezogene Daten in dem Umfang und in der Weise zu 
verarbeiten, wie es zur Erfüllung der Ihnen übertragenen Aufgaben 
erforderlich ist. 

Nach diesen Vorschriften ist es untersagt, personenbezogene Daten 
unbefugt oder unrechtmäßig zu verarbeiten oder absichtlich oder 
unabsichtlich die Sicherheit der Verarbeitung in einer Weise zu verletzen, 
die zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, zur unbefugten 
Offenlegung oder unbefugtem Zugang führt. 

Verstöße gegen die Datenschutzvorschriften können ggf. mit Geldbuße, 
Geldstrafe oder Freiheitsstrafe geahndet werden. Entsteht der 
betroffenen Person durch die unzulässige Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten ein materieller oder immaterieller Schaden, 
kann ein Schadenersatzanspruch entstehen. 

Ein Verstoß gegen die Vertraulichkeits- und Datenschutzvorschriften 
stellt einen Verstoß gegen arbeitsvertragliche Pflichten dar, der 
entsprechend geahndet werden kann. 

Die Verpflichtung auf die Vertraulichkeit besteht auch nach der 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses fort. 

Julian Thies 
Projektkoordinator 

erklärt, in Bezug auf die Vertraulichkeit und Integrität personenbezogener 
Daten die Vorgaben der geltenden Datenschutzvorschriften einzuhalten. 

Mit Ihrer Unterschrift bestätigen Sie zugleich den Empfang einer Kopie 
dieser Niederschrift nebst Anlage.  
 

 
Julian Thies 
Projektkoordinator              

Bremen, 1. November 2018 
 

Anlage zur Verpflichtung auf die Vertraulichkeit 

Die vorliegende Auswahl gesetzlicher Vorschriften soll Ihnen einen 
Überblick über das datenschutzrechtliche Regelwerk verschaffen. Die 
Darstellung erfolgt exemplarisch und ist keineswegs vollständig. Weitere 
Informationen zu datenschutzrechtlichen Fragestellungen erhalten Sie 
beim betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 

Begrifflichkeiten 

Art. 4 Nr. 1 DS-GVO: „Personenbezogene Daten“ [sind] alle 
Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 
natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als 
identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder 
indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem 
Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-
Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen 
identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, 
genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen 
Identität dieser natürlichen Person sind. 

Art. 4 Nr. 2 DS-GVO: „Verarbeitung“ [meint] jeden mit oder ohne Hilfe 
automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche 
Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie 
das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die 
Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das 
Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, 
Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder 
die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung. 

Grundsätze der Verarbeitung 

Art. 5 Abs. 1 lit. a DS-GVO: Personenbezogene Daten müssen […] auf 
rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die 
betroffene Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden 
(„Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz“). 

Art. 5 Abs. 1 lit. f DS-GVO: Personenbezogene Daten müssen […] in 
einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der 
personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor 
unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem 
Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung 
durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
(„Integrität und Vertraulichkeit“). 

Art. 29 DS-GVO: Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verantwortlichen 
oder dem Auftragsverarbeiter unterstellte Person, die Zugang zu 
personenbezogenen Daten hat, dürfen diese Daten ausschließlich auf 
Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass sie nach 
dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten zur Verarbeitung 
verpflichtet sind. 

Art. 32 Abs. 2 DS-GVO: Bei der Beurteilung des angemessenen 
Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu berücksichtigen, die mit 
der Verarbeitung – insbesondere durch Vernichtung, Verlust oder 
Veränderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, oder unbefugte 
Offenlegung von beziehungsweise unbefugten Zugang zu 
personenbezogenen Daten, die übermittelt, gespeichert oder auf andere 
Weise verarbeitet wurden – verbunden sind. 

Art. 33 Abs. 1 Satz 1 DS-GVO: Im Falle einer Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten meldet der Verantwortliche unverzüglich und 
möglichst binnen 72 Stunden, nachdem ihm die Verletzung bekannt 
wurde, diese der […] zuständigen Aufsichtsbehörde, es sei denn, dass 
die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich 
nicht zu einem Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen 
führt. 

Haftung 

Art. 82 Abs. 1 DS-GVO: Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen 
diese Verordnung ein materieller oder immaterieller Schaden entstanden 
ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen den Verantwortlichen oder 
gegen den Auftragsverarbeiter. 

Art. 83 Abs. 1 DS-GVO: Jede Aufsichtsbehörde stellt sicher, dass die 
Verhängung von Geldbußen gemäß diesem Artikel für Verstöße gegen 
diese Verordnung […] in jedem Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend ist. 

§ 42 BDSG 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer wissentlich nicht allgemein zugängliche personenbezogene Daten 
einer großen Zahl von Personen, ohne hierzu berechtigt zu sein,  

1. einem Dritten übermittelt oder  
2. auf andere Art und Weise zugänglich macht  

und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich 
sind,  

1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder  
2. durch unrichtige Angaben erschleicht 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen 
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen. 

§ 202a Abs. 1 StGB: Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu 
Daten, die nicht für ihn bestimmt und die gegen unberechtigten Zugang 
besonders gesichert sind, unter Überwindung der Zugangssicherung 
verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

§ 303a Abs. 1 StGB: Wer rechtswidrig Daten […] löscht, unterdrückt, 
unbrauchbar macht oder verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Informationen zum Datenschutz gem. Art. 13 DSGVO 

Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten (kurz „Daten") daher 
ausschließlich auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen. Mit dieser 
Datenschutzerklärung wollen wir Sie über die Verarbeitung Ihrer Daten 
in unserem Unternehmen und die Ihnen zustehenden 
datenschutzrechtlichen Ansprüche und Rechte umfassend im Sinne des 
Art. 13 der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (EU DS-GVO) 
informieren. 
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1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen 
können Sie sich wenden? 

Verantwortlich ist der  

Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Bremen e.V. 
Bremerhavener Straße 155 
28219 Bremen 

Telefon: 0421 3 86 90-0 
Telefax: 0421 3 86 90-612 

www.asb-bremen.de 
facebook.com/asb-bremen 
instagram.com/asb.bremen 
google.com/+asbbremen 
twitter.com/asbbremen 

Vorstand (gem. §26 BGB): Ronald Geis (Vorsitzender) | Stellvertreter: 
Björn Drenkwitz, Dr. Birgitt Erdwien, Andreas Kottisch, Dr. Carsten 
Roelecke | Geschäftsführung (gem. §30 BGB): Jürgen Lehmann | 
Amtsgericht Bremen | VR 2986: Arbeiter-Samariter-Bund 
Landesverband Bremen e.V. | Steuernummer: 46014602036 

Der externe betriebliche Datenschutzbeauftragte des ASB-
Landesverband Bremen e.V. ist  

Frau Larissa Schwarz 
MERENTIS DataSec GmbH 
Kurfürstenallee 130 
28211 Bremen 
Telefon: 0421 / 23804-0 
E-Mail: lschwarz@merentis.com 

2. Welche Daten werden verarbeitet und aus welchen Quellen 
stammen diese Daten? 

Wir verarbeiten die Daten, die wir im Rahmen Ihrer Mitgliedschaft, 
ehrenamtlichen Tätigkeit oder anhand von Einwilligungen von Ihnen 
erhalten haben.  

Zu den personenbezogenen Daten zählen 

Bei Mitgliedern die Stamm-/Kontaktdaten, hierzu zählen z.B. Vor- und 
Zuname, Adresse, Kontaktdaten (E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Fax), 
Geburtsdatum, Daten aus vorgelegtem Identitätsnachweis 
(Ausweiskopie), Bankdaten. 

Bei ehrenamtlichen Mitarbeitern die Personalien wie Vor- und Zuname, 
Adresse, Geburtsdatum, Telefon, E-Mail, Geburtsort, Fax, 
Führerscheindaten, Berufs- und Ausbildungsinformationen, Konfektions- 
und Schuhgröße, Erste Hilfe Bescheinigung, erweitertes 
Führungszeugnis. 

Bei Fahrgästen des Wünschewagen zählen hierzu Titel, Vor- und 
Zuname, Adresse, Telefon, Geburtsdatum und -ort, Konfession, 
Familienstand, Gewicht, Wohnetage, nächste Angehörige, 
Gesundheitsdaten (wie Allergien, Unverträglichkeiten, Gehhilfen, 
notwendige Medikamentengabe, medizinische Hilfsmittel...) 

Darüber hinaus verarbeiten wir auch folgende sonstige 
personenbezogene Daten: 

- Informationen über Art und Inhalt von Vertragsdaten, 
Auftragsdaten, Umsatz- und Belegdaten, Kunden- und 
Lieferantenhistorie sowie Beratungsunterlagen, 

- Werbe- und Vertriebsdaten, 

- Dokumentationsdaten (z.B. Beratungsprotokolle), Bilddaten, 

- Informationen aus Ihrem elektronischen Verkehr mit der ASB 
(z.B. IP-Adresse, Log-in-Daten), 

- Daten, die wir aus Stamm- / Kontaktdaten sowie sonstigen 
Daten selbst generieren, wie z.B. mittels Kundenbedarfs- und 
Kundenpotentialanalysen, 

- die Dokumentation Ihrer Zustimmungserklärung für den 
Erhalt von z.B. Newslettern. 

3. Für welche Zwecke und auf welcher Rechtsgrundlage werden die 
Daten verarbeitet? 

Wir verarbeiten Ihre Daten im Einklang mit den Bestimmungen der 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und dem 
Bundesdatenschutzgesetz 2018 in der jeweils geltenden Fassung: 

• zur Erfüllung von (vor-)vertraglichen Pflichten (Art 6 Abs. 1lit.b DS-
GVO): 

Die Verarbeitung Ihrer Daten erfolgt für die Vertragsabwicklung Ihrer 
Mitgliedschaft in unserem Verein.  

• zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (Art 6 Abs. 1 lit.c DS-GVO): 

Eine Verarbeitung Ihrer Daten ist zum Zweck der Erfüllung 
unterschiedlicher gesetzlicher Verpflichtungen z.B. aus dem 
Handelsgesetzbuch oder der Abgabenordnung, bzw. spezifischen 
Regelungen wie dem Pflegegesetz erforderlich. 

• zur Wahrung berechtigter Interessen (Art 6 Abs. 1 lit.f DS-GVO): 

Aufgrund einer Interessenabwägung kann eine Datenverarbeitung über 
die eigentliche Erfüllung des Vertrags hinaus zur Wahrung berechtigter 
Interessen von uns oder Dritten erfolgen. Eine Datenverarbeitung zur 
Wahrung berechtigter Interessen erfolgt beispielsweise in folgenden 
Fällen: 

- Werbung oder Marketing (siehe Nr. 4), 

- Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung 
von Dienstleistungen und Produkten; 

- im Rahmen der Rechtsverfolgung. 

•  im Rahmen Ihrer Einwilligung (Art 6 Abs. 1lit.a DSGVO): 

Wenn Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung Ihrer Daten erteilt 
haben, z.B. zur Veröffentlichung eines Fotos von Ihnen erfolgt eine 
Verarbeitung nur gemäß den in der Einwilligungserklärung festgelegten 
Zwecken und im darin vereinbarten Umfang. Eine erteilte Einwilligung 
kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, z.B. zur 
Zusendung unseres Newsletters.  

4. Verarbeitung personenbezogener Daten zu Werbezwecken 

Der Verwendung Ihrer personenbezogenen Daten für Werbezwecke 
können Sie jederzeit insgesamt oder für einzelne Maßnahmen 
widersprechen, ohne dass hierfür andere als die Übermittlungskosten 
nach den Basistarifen entstehen.  

Der ASB ist unter den gesetzlichen Voraussetzungen des § 7 Abs.3 
UWG berechtigt, die E-Mail-Adresse, die Sie bei Vertragsabschluss 
angegeben haben, zur Direktwerbung für eigene ähnliche Waren oder 
Dienstleistungen zu nutzen. Diese Produktempfehlungen erhalten Sie 
von uns unabhängig davon, ob Sie einen Newsletter abonniert haben. 

Wenn Sie keine derartigen Empfehlungen per E-Mail von uns erhalten 
möchten, können Sie der Verwendung Ihrer Adresse zu diesem Zweck 
jederzeit widersprechen, ohne dass hierfür andere als die 
Übermittlungskosten nach den Basistarifen entstehen. Eine Mitteilung in 
Textform reicht hierfür aus. Selbstverständlich ist in jeder E-Mail immer 
auch ein Abmeldelink enthalten. 

5. Wer erhält meine Daten? 

Wenn wir einen Dienstleister im Sinn einer Auftragsverarbeitung 
einsetzen, bleiben wir dennoch für den Schutz Ihrer Daten verantwortlich. 
Sämtliche Auftragsverarbeiter sind vertraglich dazu verpflichtet, Ihre 
Daten vertraulich zu behandeln und nur im Rahmen der 
Leistungserbringung zu verarbeiten. Die von uns beauftragten 
Auftragsverarbeiter erhalten Ihre Daten, sofern diese die Daten zur 
Erfüllung ihrer jeweiligen Leistung benötigen. Diese sind z.B. IT- 
Dienstleister, die wir für Betrieb und Sicherheit unseres IT-Systems 
benötigen sowie Werbe- und Adressenverlage für eigene 
Werbeaktionen. 

Bei Vorliegen einer gesetzlichen Verpflichtung sowie im Rahmen der 
Rechtsverfolgung können Behörden und Gerichte sowie externe 
Auditoren Empfänger Ihrer Daten sein. 

Darüber   hinaus   können   zum   Zweck   der   Vertragsanbahnung    und   
-erfüllung Versicherungen, Banken, Auskunfteien und Dienstleister 
Empfänger Ihrer Daten sein. 

6. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 

Wir verarbeiten Ihre Daten bis zur Beendigung der Geschäftsbeziehung 
oder bis zum Ablauf der geltenden gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 
(etwa aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung, Heimgesetz 
oder Arbeitszeitgesetz); darüber hinaus bis zur Beendigung von 
allfälligen Rechtsstreitigkeiten, bei denen die Daten als Beweis benötigt 
werden. 
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7. Werden personenbezogene Daten an ein Drittland übermittelt? 

Grundsätzlich werden von uns keine Daten an ein Drittland übermittelt. 
Eine Übermittlung findet im Einzelfall nur auf Grundlage eines 
Angemessenheitsbeschlusses der Europäischen Kommission, 
Standardvertragsklauseln, geeigneter Garantien oder Ihrer 
ausdrücklichen Zustimmung statt. 

8. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

Sie haben jederzeit ein Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung oder 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer gespeicherten Daten, ein 
Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung sowie ein Recht auf 
Datenübertragbarkeit und auf Beschwerde gemäß den Voraussetzungen 
des Datenschutzrechts. 

Recht auf Auskunft: 

Sie können von uns eine Auskunft verlangen, ob und in welchem 
Ausmaß wir Ihre Daten verarbeiten. 

Recht auf Berichtigung: 

Verarbeiten wir Ihre Daten, die unvollständig oder unrichtig sind, so 
können Sie jederzeit deren Berichtigung bzw. deren Vervollständigung 
von uns verlangen. 

Recht auf Löschung: 

Sie können von uns die Löschung Ihrer Daten verlangen, sofern wir diese 
unrechtmäßig verarbeiten oder die Verarbeitung unverhältnismäßig in 
Ihre berechtigten Schutzinteressen eingreift. Bitte beachten Sie, dass es 
Gründe geben kann, die einer sofortigen Löschung entgegenstehen, z.B. 
im Fall von gesetzlich geregelten Aufbewahrungspflichten. 

Unabhängig von der Wahrnehmung Ihres Rechts auf Löschung, werden 
wir Ihre Daten umgehend und vollständig löschen, soweit keine 
diesbezügliche rechtsgeschäftliche oder gesetzliche 
Aufbewahrungspflicht entgegensteht. 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung: 

Sie können von uns die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten 
verlangen, wenn 

- Sie die Richtigkeit der Daten bestreiten, und zwar für eine 
Dauer, die es uns ermöglicht, die Richtigkeit der Daten zu 
überprüfen. 

- die Verarbeitung der Daten unrechtmäßig ist, Sie aber eine 
Löschung ablehnen und stattdessen eine Einschränkung der 
Datennutzung verlangen, 

- wir die Daten für den vorgesehenen Zweck nicht mehr 
benötigen, Sie diese Daten aber noch zur Geltendmachung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen brauchen, oder 

- Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung der Daten eingelegt 
haben. 

Recht auf Datenübertragbarkeit: 

Sie können von uns verlangen, dass wir Ihnen Ihre Daten, die Sie uns 
bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zur Verfügung stellen und dass Sie diese 
Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch uns 
übermitteln können, sofern 

- wir diese Daten aufgrund einer von Ihnen erteilten und 
widerrufbaren Zustimmung oder zur Erfüllung eines 
Vertrages zwischen uns verarbeiten, und 

- diese Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

Bei technischer Machbarkeit können Sie von uns eine direkte 
Übermittlung Ihrer Daten an einen anderen Verantwortlichen verlangen. 

Widerspruchsrecht: 

Verarbeiten wir Ihre Daten aus berechtigtem Interesse, so können Sie 
gegen diese Datenverarbeitung jederzeit Widerspruch einlegen; dies 
würde auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling gelten. 
Wir verarbeiten dann Ihre Daten nicht mehr, es sei denn, wir können 
zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die 
Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen oder die Verarbeitung 
dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen. Der Verarbeitung Ihrer Daten zum Zweck der 
Direktwerbung können Sie jederzeit ohne Angabe von Gründen 
widersprechen.  

Beschwerderecht: 

Sind Sie der Meinung, dass wir bei der Verarbeitung Ihrer Daten gegen 
deutsches oder europäisches Datenschutzrecht verstoßen, so bitten wir 
Sie, mit uns Kontakt aufzunehmen, um Fragen aufklären zu können. Sie 
haben selbstverständlich auch das Recht, sich an die für Sie zuständige 
Aufsichtsbehörde, das jeweilige Landesamt für Datenschutzaufsicht, zu 
wenden. 

Sofern Sie eines der genannten Rechte uns gegenüber geltend machen 
wollen, so wenden Sie sich bitte an unseren Datenschutzbeauftragten. 
Im Zweifel können wir zusätzliche Informationen zur Bestätigung Ihrer 
Identität anfordern. 

9. Bin ich zur Bereitstellung von Daten verpflichtet? 

Die Verarbeitung Ihrer Daten ist zum Abschluss bzw. zur Erfüllung Ihres 
mit uns eingegangenen Vertrages erforderlich. Wenn Sie uns diese 
Daten nicht zur Verfügung stellen, werden wir den Abschluss des 
Vertrags in der Regel ablehnen müssen oder einen bestehenden Vertrag 
nicht mehr durchführen können und folglich beenden müssen. Sie sind 
jedoch nicht verpflichtet, hinsichtlich für die Vertragserfüllung nicht 
relevanter bzw. gesetzlich nicht erforderlicher Daten eine Einwilligung zur 
Datenverarbeitung zu erteilen.

 


